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Valérie Ruffieux
Bundesamt für Sozialversicherungen

Herabsetzung der Eintrittsschwelle  
in die 2. Säule 

Die erste Revision des Bundesgesetzes über die berufliche Alters­, 
Hinterlassenen­ und Invalidenvorsorge (BVG) brachte auf den 1. Januar 
2005 verschiedene Neuerungen, welche die Verbesserung des Vorsorge­
schutzes von Personen mit tiefen Einkommen, insbesondere von Teil­
zeitbeschäftigten, zum Ziel hatten. Die Herabsetzung der Eintritts­
schwelle in die 2. Säule war eine dieser Massnahmen. Das BSV hat im 
Rahmen des Evaluationsprogramms zur 1. BVG­Revision zwei Studien in 
Auftrag gegeben, welche die quantitativen wie die qualitativen, die 
positiven wie die negativen Auswirkungen dieser Massnahme aufzeigen 
sollen. 

Ausgangslage

Ab Mitte der 1990­er Jahre wurden 
vermehrt Stimmen laut, welche die 
prekäre Vorsorgesituation von Ar­
beitnehmenden mit tiefen Einkom­
men kritisierten. Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier forderten den 
Bundesrat wiederholt auf, die Herab­
setzung der Eintrittsschwelle in die 
berufliche Vorsorge zu prüfen, um so 
einem breiteren Kreis Zugang zur 
zweiten Säule zu verschaffen.1 Im 
Rahmen der Vernehmlassung zur 
1. BVG­Revision stellte der Bundesrat 
verschiedene Massnahmen zur Dis­
kussion, um den Vorsorgeschutz für 
Versicherte mit einem Einkommen 
bis rund 35 000 Franken gezielt zu 

verbessern. Ein Forschungsbericht2 
im Auftrag des BSV zeigte aber auf, 
dass die geplanten Massnahmen nicht 
nur zu Leistungsverbesserungen, son­
dern auch zu Mehrkosten von rund 
500 Millionen Franken jährlich ge­
führt hätten. Zudem wären die Mass­
nahmen für Vorsorgeeinrichtungen 
und insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) mit einem be­
trächtlichen Verwaltungsaufwand 
verbunden gewesen.3 In Anbetracht 
dessen und aufgrund der Vernehm­
lassungsergebnisse verzichtete der 
Bundesrat in seiner Botschaft zur 
1. BVG­Revision vom 1. März 2000 
schliesslich auf die Einführung dieser 
Massnahmen. Im Rahmen der parla­
mentarischen Beratungen wurden 

dann einzelne vom Bundesrat verwor­
fene Massnahmen allerdings wieder 
aufgenommen. Eine davon ist die 
Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
in die 2. Säule von 25 800 auf 19 350 
Franken (Werte 2005).

Forschungsprojekte Infras  
und Ecoplan

Das BSV hat im Rahmen des Eva­
luationsprogramms berufliche Vor­
sorge (EP­BV) zwei Forschungspro­
jekte in Auftrag gegeben, welche die 
Auswirkungen der im Rahmen der 
1. BVG Revision herabgesetzten Ein­
trittsschwelle umfassend analysieren. 
Zum einen sollte die Zweckmässig­
keit der Massnahme beurteilt werden, 
zum anderen ging es darum, die künf­
tigen Vorsorgebedürfnisse von Perso­
nen mit tiefen Einkommen aufzuzei­
gen. Die Ergebnisse werden teilweise 
auch in den für 2012 geplanten Be­
richt «Zukunft 2. Säule» einfliessen. 
Die für die beiden Studien verant­
wortlichen Forschungsbüros Ecoplan 
und Infras erläutern in den nachfol­
genden Beiträgen der vorliegenden 

vorsorge

1 Siehe insbesondere: Einfache Anfrage Renn-
wald (01.1044) «Mehrfachanstellungen in 
Teilzeit». Motion Berger (00.3255); Motion 
Keller (99.3199) «Schutz für Beschäftigte in 
flexibilisierten Arbeitsverhältnissen». Motion 
Goll (98.3572) «BVG-Obligatorium für Berufe 
mit häufig wechselnden befristeten Anstellun-
gen». Noch frühere Interventionen: Motion 
87.466 und 87.483 von Lilian Uchtenhagen 
bzw. Esther Bührer «BVG. Berücksichtigung 
der Teilzeitbeschäftigten».

2 Infras (1998), «Mikroökonomische Effekte der 
1. BVG-Revision», BSV-Forschungsbericht 
Nr. 19/98 und Zwischenbericht des Bundesra-
tes vom 22. Januar 1997, «Administrative 
Entlastung kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU)», S. 8 ff.

3 Gemäss den damaligen Prognosen hätten die 
KMU über 100 000 neu dem Obligatorium 
unterstellte Mitarbeiter administrativ zu be-
treuen gehabt, wobei die Mutationen (über-
proportionaler Stellenwechsel bei Teilzeitan-
gestellten) zu einem erheblichen Mehraufwand 
geführt hätten.
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CHSS Methoden und Ergebnisse 
ihrer Forschungsaufträge. 

Wichtigste Erkenntnisse

Erfreulich ist für das BSV vorab, 
dass die mit der Massnahme anvisier­
te Zielgruppe erreicht worden ist.4 
Was die konkrete Zielerreichung an­
belangt, gilt es allerdings zu differen­
zieren. Der Vorsorgeschutz der neu 
in der 2. Säule versicherten Personen 
ist in Bezug auf die Risiken Tod und 
Invalidität tatsächlich besser gewor­
den. Die Altersvorsorge hingegen hat 
sich nur geringfügig verbessert.5

Rechnerische Überlegungen sind 
jedoch nur das eine. So zeigte die 
zweite Studie6 im Wesentlichen auf, 
dass die grosse Mehrheit der befrag­
ten Personen, d.h. solche mit tiefen 
Einkommen, die Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle in die 2. Säule posi­
tiv bewertet. Obwohl nicht jeder ein­

zelne Versicherte finanziell von der 
Neuversicherung in der beruflichen 
Vorsorge profitiert, begrüsst die anvi­
sierte Zielgruppe den erleichterten 
Zugang zur zweiten Säule generell. 
Das zeigt, dass neben den rechneri­
schen auch soziale Überlegungen ins 
Gewicht fallen, etwa der Versiche­
rungsgrundsatz oder die Eigenverant­
wortung. Auch die Arbeitgeber stehen 
der Herabsetzung der Eintrittsschwel­
le eher positiv gegenüber, auch wenn 
sie die zusätzlichen Administrativ­
kosten teilweise als grosse Belastung 
sehen. 

Allerdings ist die positive Einstel­
lung der Arbeitnehmenden zur 2. Säu­
le, welche vom Schweizerischen Pen­
sionskassenverband ASIP in einer 
Umfrage7 bestätigt worden ist, viel­
leicht auch auf die mangelnden 
Kenntnisse der Schweizer Bevölke­
rung in Sachen berufliche Vorsorge 
zurückzuführen. Bemerkenswert ist 
nämlich, dass trotz grossem Interesse 
nur eine Minderheit der Versicherten 
weiss, welche Risiken die 2. Säule ver­
sichert. Dass es die freiwillige Versi­
cherung für Personen gibt, die die 
Eintrittsschwelle durch Mehrfachbe­
schäftigung erreichen, ist ebenfalls 
nur bedingt bekannt.8

Fazit

Die Forschungsteams identifizier­
ten als Hauptproblem die mangeln­
den Kenntnisse der meisten Arbeit­
nehmenden und Arbeitgeber im Be­
reich der 2. Säule. Das BSV geht 
davon aus, dass hier die Einführung 
des neuen Artikels 51a, Absatz 2, 

Buchstabe h und i BVG per 1. Januar 
2012 Abhilfe schaffen wird. Neu ist 
die Information der Versicherten so­
wie die Aus­ und Weiterbildung der 
Arbeitnehmer­ und Arbeitgeberver­
treter ausdrücklich als Aufgabe des 
obersten Organs der Vorsorgeeinrich­
tungen verankert. Einen ersten Schritt 
in diese Richtung ist mit der Kampa­
gne «mit uns – für uns» des Schwei­
zerischen Pensionskassenverbandes 
bereits gemacht. 

Die vermehrten Informationen der 
Vorsorgeeinrichtungen wird aller­
dings jene Personen nicht erreichen, 
die auch nach der Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle nicht obligatorisch 
versichert sind. Dieses Fehlen eines 
Versicherungsobligatoriums ist insbe­
sondere für jene Arbeitnehmenden 
unbefriedigend, die gleichzeitig oder 
nacheinander im Dienste verschiede­
ner Arbeitgeber stehen (d.h. Arbeit­
nehmende in atypischen Arbeitsver­
hältnissen) und die für jede einzelne 
Anstellung ein Einkommen unter der 
Eintrittsschwelle erzielen. Ihnen steht 
gegenwärtig nur die freiwillige Versi­
cherung offen. Die ist jedoch bislang 
kaum bekannt und bei den Arbeitge­
bern wenig beliebt. Die Situation der 
Arbeitnehmenden in atypischen Ar­
beitsverhältnissen wird im Rahmen 
des Berichts «Zukunft 2. Säule» näher 
untersucht. 

Valérie Ruffieux, Juristin, Rechtsfragen 
 Berufliche Vorsorge, Geschäftsfeld Alters- 
und Hinterlassenenvorsorge, BSV.  
E-Mail: valerie.ruffieux@bsv.admin.ch

4 Siehe Ecoplan (www.news.admin.ch/message/
index.html?lang=de&msg-id=40133).

5 Beispiel eines Extremfalls: Eine alleinstehende 
Person, die während ihrer gesamten Berufs-
karriere ein Jahreseinkommen von 22 000 
Franken erzielt, muss auf ihrem Einkommen 
neu Beiträge an die 2. Säule entrichten. Das 
heisst sie erzielt während ihrer Erwerbstätigkeit 
ein tieferes Nettoeinkommen, ihr Pensionier-
teneinkommen bleibt dabei aber unverändert 
(die kleine Rente, die sie aus der Pensionskas-
se bezieht, wird ihr bei den Ergänzungsleis-
tungen, auf die sie aufgrund ihrer prekären 
finanziellen Situation Anspruch hat, abgezo-
gen). 

6 Siehe Infras (www.news.admin.ch/message/
index.html?lang=de&msg-id=40133).

7 Vgl. Omnibusumfrage «Vorsorge», Demo-
SCOPE RESEARCH & MARKETING, Februar 
2011.

8 Die oben erwähnte Umfrage der ASIP bestätigt 
diese Lücke.
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Kathrin Bertschy André Müller
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Was hat die Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
in der 1. BVG-Revision gebracht?

Mit der Herabsetzung der Eintrittsschwelle in der 1. BVG­Revision 
wurden 140 000 Personen neu BVG­versichert – hauptsächlich Frauen, 
Arbeitnehmende mit tiefem Einkommen und Teilzeitbeschäftigte. 
Gemäss Modellschätzungen verbessert sich aber durch die Senkung der 
Eintrittsschwelle das Altersvorsorgeniveau für die Betroffenen kaum. 
Die Hauptwirkung der Massnahme auf die soziale Vorsorge der neu 
Versicherten ist der zusätzliche Versicherungsschutz für die Risiken Tod 
und Invalidität.

Mit dem 2. Paket der ersten Revision 
des Bundesgesetzes über die beruf­
liche Alters­, Hinterlassenen­ und 
Invalidenvorsorge (BVG), das am 
1. Januar 2005 in Kraft getreten ist, 
wurden zwei Massnahmen zur Ver­
besserung der beruflichen Vorsorge 
für Arbeitnehmende mit geringem 
Einkommen und für Teilzeitbeschäf­
tigte eingeführt:
•	 die Senkung des Koordinationsab­

zugs von 25 800 auf 22 575 Franken 
(Jahre 2005/2006). Durch diese Sen­
kung wird der koordinierte Lohn 
um 3225 Franken angehoben. Der 
Gesetzgeber wollte damit in erster 
Linie den durch die Reduktion des 
Umwandlungssatzes geschmälerten 
Vorsorgeschutz wieder verbessern, 

zusätzlich aber auch gezielt die 
Leistungen für kleine und mittlere 
Einkommen verbessern. 

•	 die Senkung der Eintrittsschwelle 
zur zweiten Säule von 25 800 auf 
19 350 Franken (Jahre 2005/2006) 
(vor der Revision entsprach der 
Koordinationsabzug gleichzeitig 
auch der Eintrittsschwelle). 

Das Bundesamt für Sozialversiche­
rungen hat – als Teil des Evaluations­
programms zu den Auswirkungen der 
1. BVG­Revision – die Auswirkung der 
Senkung der Eintrittsschwelle bei 
Ecoplan in Auftrag gegeben. Folgende 
zentrale Fragen werden beantwortet:
•	 Wie viele und wer wird neu BVG­

versichert? (vgl. Kasten K1)

•	 Wie stark steigt das Vorsorgeniveau 
der neu BVG­Versicherten und 
welches sind die Auswirkungen auf 
die Löhne?

Wie viele und wer wird neu 
BVG­versichert? 

Die nachfolgenden Ergebnisse 
stützen sich auf Auswertungen der 
AHV­Registerdaten und SESAM­
Daten (vgl. Kasten K2). Es ist eine 
«Momentaufnahme» für ein be­
stimmtes Jahr (2005). Mit diesen Aus­
wertungen können wir bestimmen, 
ob die Revision grundsätzlich die 
richtigen Zielgruppen bzw. Arbeit­
nehmende erreicht. Sie lassen aber 
keine Rückschlüsse zu auf die gesam­
te Lebenseinkommenssituation und 
insbesondere auch nicht auf das spä­
tere Vorsorgeniveau.

140 000 neu obligatorisch 
BVG­Versicherte

Durch die Senkung der Eintritts­
schwelle werden im Jahr 2005 rund 
140 000 Unselbstständigerwerbende 
neu der obligatorischen BVG­Ver­
sicherung unterstellt. Dies entspricht 
einem Anteil von 3,9 Prozent der un­
selbstständig Erwerbstätigen. Zusätz­
lich erhalten von den weiterhin nicht 
obligatorisch BVG­Versicherten 
45 000 Personen neu die Möglichkeit, 
sich freiwillig BVG­versichern zu 
 lassen.

Neu BVG­versichert werden 
primär verheiratete Frauen 
mit mittlerem Haushaltein­
kommen

Mit der Senkung der Eintritts­
schwelle werden primär Frauen neu 

vorsorge
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obligatorisch BVG­versichert: 79,2 
Prozent der neu obligatorisch BVG­
Versicherten sind Frauen (Grafik 
G1). Ohne Revision wären 66,8 Pro­
zent aller unselbstständigerwerben­
den Frauen obligatorisch BVG­ver­
sichert. Mit der Revision werden 
zusätzlich 6,9 Prozent der unselbst­
ständigerwerbenden Frauen neu ob­
ligatorisch BVG­versichert. Schwei­
zerinnen und Ausländerinnen werden 
in ähnlichem Ausmass neu obligato­
risch BVG­versichert. Bei den Frauen 
profitieren mehrheitlich die über 
35­Jährigen von der Herabsetzung 
der Eintrittsschwelle. 

Rund ¾ aller neu obligatorisch 
versicherten Frauen sind verheiratet, 
je in etwa zu gleichen Teilen mit und 
ohne Kinder unter 15 Jahren. Ohne 
Revision wären 71,3 Prozent der 
nicht verheirateten Frauen mit Kin­
dern unter 15 Jahren BVG­versichert. 
Mit der BVG­Revision konnte dieser 
Anteil um + 7,2 Prozent auf 78,5 Pro­
zent angehoben werden. Neu versi­
cherte, ledige oder verheiratete Frau­
en stammen häufig aus Haushalten 
mit einem mittleren Haushaltsein­
kommen zwischen 5000 bis 8000 
Franken/Monat.

Die grosse Mehrzahl der unselbst­
ständigerwerbenden Männer wäre 
auch ohne Revision (bzw. war schon 
vor der Revision) obligatorisch BVG­
versichert (87,8 Prozent). Durch die 
1. BVG­Revision werden zusätzlich 
1,5 Prozent der unselbstständigerwer­
benden Männer neu obligatorisch 
BVG­versichert. Hierbei handelt es 
sich überdurchschnittlich häufig um 
Ausländer und um jüngere (unter 
35­jährige) oder ältere (über 55­jäh­
rige) Männer. Es sind überdurch­
schnittlich häufig ledige Männer und 
sie stammen häufig aus Haushalten 
mit einem relativ tiefen Haushalts­
einkommen unter 5000 Franken/
Monat.

Auch nach der 1. BVG­Revision 
sind immer noch deutlich mehr un­
selbstständigerwerbende Frauen als 
unselbständigerwerbende Männer 
nicht BVG­versichert (26,3 Prozent 
vs. 10,8 Prozent).

Neu BVG­Versicherte haben 
tiefe Löhne …

Es konnten primär Arbeitnehmen­
de mit tiefem Bruttostundenlohn neu 
obligatorisch versichert werden: Rund 
50 Prozent der neu Versicherten ha­
ben einen Stundenlohn bis maximal 
25 Franken. Bei den bisher obligato­
risch Versicherten trifft dies nur auf 
12 Prozent zu. Immerhin erzielen 
20  Prozent der neu Versicherten 
Brutto stundenlöhne über 35 Franken. 

… sind teilzeitbeschäftigt …

58 Prozent der neu versicherten 
Frauen üben ein Teilzeitpensum unter 
50 Prozent aus, weitere 35 Prozent der 
neu versicherten Frauen haben ein 
Pensum von 50 bis 90 Prozent. Bei den 

neu versicherten Männern sind 
54 Prozent voll erwerbstätig und nur 
46 Prozent Teilzeit erwerbstätig. (Zu 
berücksichtigen ist, dass diese An­
gaben nicht das ganze Jahr Gültigkeit 
haben müssen, sondern den Pensen 
zum Befragungszeitpunkt der SAKE 
im 2. Quartal 2005 entsprechen; hier­
bei kann es sich auch um befristete 
Anstellungen handeln).

… und üben nur eine 
Erwerbstätigkeit …

Total üben 73,2 Prozent der neu 
obligatorisch Versicherten nur eine 
Erwerbstätigkeit aus (als eine Er­
werbstätigkeit gilt auch ein einmaliger 
Stellenwechsel). 24,4 Prozent der neu 
obligatorisch Versicherten haben zwei 
oder mehrere Jobs gleichzeitig und 

Bisher / neu / nicht Versicherte nach Geschlecht (Männer / Frauen), 2005 G1
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Bisher obligat.
Versicherte

Total

66,7%

33,4%

79,2%

20,8&

38,4%

61,7%

45,0%

55,0%

Frauen Männer

Anzahl Nicht obl. Vers. Neu obl. Vers. Bisher obl. Vers. Total

Männer 208 972 28 838 1 704 912 1 942 722

Frauen 417 631 109 748 1 060 644 1 588 023

Total 626 603 138 586 2 765 556 3 530 745

Zeilen %    

Männer 10,8 % 1,5 % 87,8 % 100,0 %

Frauen 26,3 % 6,9 % 66,8 % 100,0 %

Total 17,8 % 3,9 % 78,3 % 100,0 %

Quelle: AHV-Registerdaten 2005, Auswertung Ecoplan
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nur 2,4 Prozent sind kurzfristige «Job­
hoppers» mit mehreren Erwerbs­
tätigkeiten nacheinander. Im Ver­
gleich zu bereits BVG­Versicherten 
üben die neu obligatorisch Versicher­
ten häufiger mehrere Erwerbstätig­
keiten parallel aus.

… vorwiegend im Dienst­
leistungsbereich aus

Branchen und Berufsgruppen: Bei 
den durch die 1. BVG­Revision neu 
Versicherten handelt es sich vor allem 
um Verkaufspersonal, kaufmännische 
Angestellte und (Hilfs­)arbeitskräfte 
in den Sektoren «Handel», «Gesund­
heits­ und Sozialwesen», «Gastgewer­
be» und «Sonstige Dienstleistungen 
und private Haushalte», mehrheitlich 
ohne Vorgesetztenfunktion und mit 
einem obligatorischen Grundschul­

abschluss mit oder ohne Berufslehre 
als höchste abgeschlossene Ausbil­
dung.

Fazit: 140 000 Personen konnten im 
Zuge der 1. BVG­Revision neu BVG­
versichert werden. Grundsätzlich 
wurden die von der BVG­Revision 
anvisierten Zielgruppen (Arbeitneh­
mende mit kleinem Einkommen und 
Teilzeitbeschäftigte) erreicht. 79 Pro­
zent der neu Versicherten sind Frauen; 
Frauen «profitieren» damit über­
durchschnittlich von der Senkung der 
Eintrittsschwelle. 

Wie stark steigt das Vorsorge­
niveau der neu obligatorisch 
BVG­Versicherten? 
Auswirkungen auf die Löhne?

Die Senkung der Eintrittsschwelle 
hat nur dann einen merklichen Ein­

fluss auf das Vorsorgeniveau der neu 
obligatorisch BVG­Versicherten, wenn 
das Einkommen mehrere Jahre im 
Schwellenbereich (also zwischen Ein­
trittsschwelle mit und ohne Revision) 
liegt: Jedes Jahr, bei welchem das Ein­
kommen im Schwellenbereich liegt, 
generiert durchschnittlich eine Rente 
von 35 Franken/Jahr (oder 3 Franken/
Monat). Bewegt sich das Einkommen 
der neu obligatorisch BVG­Versicher­
ten während 40 Jahren zwischen den 
beiden Schwellenwerten (Eintritts­
schwelle mit und ohne Revision), so 
erhalten neu diese Personen eine 
 Altersrente von 1500 Franken/Jahr 
(oder 125 Franken/Monat). 

Die Auswirkung der Senkung der 
Eintrittsschwelle auf das Vorsorge­
niveau hängt also nicht nur vom mo­
mentan beobachteten Einkommen, 
sondern vom gesamten Lebensein­
kommen ab. Da dieses Lebensein­
kommen nicht direkt beobachtbar ist, 
wurde im zweiten Teil der Studie eine 
Modellrechnung zum gesamten Le­
benseinkommen und dem künftigen 
Vorsorgeniveau durchgeführt. Aufbau­
end auf einem beobachteten Arbeits­
einkommensprofil von nur gerade vier 
Jahren (2003 bis 2006) musste auf das 
gesamte Lebenseinkommen geschlos­
sen werden. Aus den Annahmen zum 
Lebenseinkommensprofil und den 
Haushalt­Charakteristiken aus SE­
SAM wurden Lebenseinkommenssi­
tuationen – unter Annahme der in 
SESAM beobachteten Haushaltstruk­
tur – für die durch die Revision neu 
versicherten Personen simuliert. Die­
se Modellschätzungen basieren somit 
auf diversen vereinfachenden An­
nahmen. 

In den Modellrechnungen wurde 
auch die Senkung des Koordinations­
abzugs im Rahmen der 1. BVG­Revi­
sion berücksichtigt. Diese Massnah­
me betrifft alle bisherigen BVG­Ver­
sicherten. Sie führt zu einer höheren 
BVG­Rente im Umfang von bis 1500 
Franken/Jahr (oder 125 Franken/Mo­
nat), sofern das erzielte Erwerbsein­
kommen im Alter zwischen 25 bis 
65 Jahren ständig über dem Koordi­
na tionsabzug liegt. Erwirbt eine neu 

Definition der obligatorisch und freiwillig BVG-Versicherten K1

Im Rahmen dieser Studie untersuchen wir, wie viele und welche Personen aufgrund der 
Senkung der Eintrittsschwelle neu BVG-versichert sind. Dabei beschränken wir uns auf die 
25- bis 64/65-jährigen Arbeitnehmenden (Unselbstständigerwerbende), und unterscheiden 
neu obligatorisch Versicherte und neu freiwillig versicherbare Personen. 
Obligatorisch BVG­versichert: Arbeitnehmende, die bei einem Arbeitgebenden einen 
Jahreslohn für eine hauptberufliche Erwerbstätigkeit über der Eintrittsschwelle beziehen, 
unterstehen ab 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres für die Risiken Tod und Inva-
lidität und ab 1. Januar nach Vollendung des 24. Altersjahres auch für das Alter der obliga-
torischen Versicherung. Die Versicherung endet im Prinzip mit dem Erreichen des ordentlichen 
Rentenalters. Versichert ist der koordinierte Lohn. Bei einer Beschäftigungsdauer von weni-
ger als einem Jahr gilt als Jahreslohn der Lohn, der bei Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
BVG bei ganzjähriger Beschäftigung erzielt werden würde (vgl. Art. 2 Abs. 2 BVG). Die Person 
muss beim betreffenden Arbeitgebenden unbefristet oder mehr als 3 Monate beschäftigt 
sein, um obligatorisch versichert zu sein. 
Freiwillig BVG­versicherbare Personen: Bei befristeten Arbeitsverträgen von höchstens 
drei Monaten, aber einem Einkommen oberhalb der Eintrittsschwelle kann der Arbeitneh-
mende dieses Einkommen freiwillig BVG-versichern. Weiter sind u.a. Nebeneinkommen 
während der Beschäftigungsdauer des obligatorisch versicherten Ersteinkommens ebenfalls 
freiwillig versicherbar. Ebenfalls freiwillig versicherbar sind (auf eine ganzjährige Beschäfti-
gung) hochgerechnete Einkommen (sofern der Arbeitnehmer weniger als ein Jahr bei einem 
Arbeitgeber beschäftigt ist) unterhalb der Eintrittsschwelle, sofern das effektive (bei mehre-
ren Arbeitgebenden erzielte) Jahreseinkommen gesamthaft über der Eintrittsschwelle liegt. 

Vorsorge BVG
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BVG­versicherte Person während 
ihres Erwerbslebens auch solche Ein­
kommen über dem Koordinationsab­
zug, so wirken beide Massnahmen der 
1. BVG­Revision (also die Herabset­
zung der Eintrittsschwelle und die 
Senkung des Koordinationsabzugs) 
in Bezug auf ihr Vorsorgeniveau. 

Altersvorsorgeniveau  
der neu BVG­Versicherten 
verbessert sich kaum

Kaum Auswirkungen der Herab­
setzung der Eintrittsschwelle bei 
 einem Drittel der neu BVG­Versi­
cherten: Die Modellschätzungen er­
geben, dass bei rund einem Drittel der 
neu Versicherten die Herabsetzung 
der Eintrittsschwelle keinen nennens­
werten Einfluss auf das spätere Al­
tersrentenniveau hat, da sie nur we­
nige Jahre ein Einkommen im Schwel­
lenbereich aufweisen. 

Für ein weiteres Drittel der neu 
BVG­Versicherten ändert sich zwar 
das Altersrentenniveau aber nichts 
am gesamten Altersvorsorgeniveau: 
Es handelt sich dabei um neu BVG­
Versicherte mit tiefen Lebenserwerbs­
einkommen, bei welchen das Alters­
vorsorgeniveau durch die bedarfsab­
hängigen AHV­Ergänzungsleistungen 
bestimmt ist. Aus Sicht der Betroffe­
nen ist dies eine Verschlechterung 
ihrer Lebenseinkommenssituation, da 
sie einen Teil der BVG­Beitragslast 
tragen müssen – ihr Nettolohn also 
sinkt – ohne gemäss Modellrechnun­
gen im Alter besser gestellt zu sein. 
Aus Sicht der Sozialwerke führt die 
Revision zu einer Entlastung bei den 
Ergänzungsleistungen (grob geschätzt 
von 1 Prozent). 

Beim restlichen Drittel der neu 
BVG­Versicherten erhöht sich das 
spätere Altersvorsorgeniveau. Bei die­
sen in Bezug auf die ganze Erwerbs­
einkommenssituation bessergestellten 
Personen – fast ausschliesslich Frauen 
– ergibt sich aus den Modellrechnun­
gen eine Erhöhung des Vorsorgeni­
veaus um bis zu 5 Prozent (gemessen 
an der Ersatzquote, also der Rente in 

% des Erwerbeinkommens). Dafür ist 
aber fast ausschliesslich die Senkung 
des Koordinationsabzugs verantwort­
lich. Die Senkung der Eintrittsschwel­
le hat für diese neu BVG­Versicherten 
keinen spürbaren Effekt auf das spä­
tere Altersvorsorge niveau. 

Anmerkung: Auf Basis der zur Ver­
fügung stehenden Informationen 
kann nicht genau festgestellt werden, 
wie gross der Anteil der ärmsten Neu­
BVG­Versicherten ist, die im Ren­
tenalter Anspruch auf AHV­Ergän­
zungsleistungen haben. Vermutlich 
liegt der tatsächliche Anteil unter dem 
modellmässig berechneten Drittel. 

Zusätzlicher Versicherungs­
schutz für die Risiken Tod und 
Invalidität

Für den Todes­ und Invaliditätsfall 
ergibt sich – im Vergleich zur Situa tion 
in der Altersvorsorge – ein anderes 
Bild: Erstens spielt die Dauer, während 
der die neu obligatorisch BVG­Versi­
cherten ein Einkommen im Schwel­
lenbereich erzielen, im Prinzip keine 

Rolle auf die Leistungshöhe: Die neu 
obligatorisch BVG­Versicherten sind 
während ihrer Arbeitstätigkeit neu 
voll gegen die Risiken Tod und Inva­
lidität versichert. Zweitens sind die 
BVG­Invaliditätsrenten für die neu 
BVG­Versicherten mit Einkommen 
im Schwellenbereich zwar klein, trotz­
dem würden im Invaliditätsfall gemäss 
Modellrechnungen rund 50 Prozent 
der neu BVG­Versicherten ihr Ren­
teneinkommen erhöhen. Dies gilt vor 
allem für die verheirateten Frauen, 
deren Haushalteinkommen generell 
über der EL­Anspruchsgrenze zur IV 
liegen. Weiter konnten gemäss AHV­
Registerdaten 14,5 Prozent der Ar­
beitslosen, welche im 2005 keiner 
Erwerbstätigkeit nachgingen, und 7,1 
Prozent der nur zeitweise Arbeitslosen 
neu für die Risiken Invalidität und 
Todesfall versichert werden. 

Vermutlich sinkende Netto­
löhne für die neu Versicherten 

Die durch die 1. BVG­Revision neu 
versicherten Arbeitnehmenden und 

Ausgewertete Datenquellen  K2

Vorsorge BVG

Folgende Daten wurden zur Beantwortung der Fragestellung ausgewertet: 
•	 AHV-Registerdaten 2003-2006: Das AHV-Register gibt Auskunft über das 

erzielte AHV-pflichtige Einkommen pro Erwerbstätigkeit und bietet somit ver-
lässliche Angaben für die Einteilung der Arbeitnehmenden in bisher (also auch 
ohne BVG-Revision Versicherte), neu (als Folge der BVG-Revision neu Ver-
sicherte) und nicht Versicherte (also alle Arbeitnehmenden, die auch nach der 
Revision unversichert bleiben). 

•	 SESAM (verknüpft AHV-Registerdaten mit der SAKE – Schweiz. Arbeitskräfte-
erhebung) 2003-2006: Liefert ergänzende soziodemografische und haushaltbe-
zogene Merkmale. Für die vorliegende Studie wurde ein speziell konstruierter 
SESAM-Datensatz erstellt, der die präzisere Unterscheidung und damit Cha-
rakterisierung der bisher, neu und nicht BVG-versicherten Personen ermöglicht.

•	 LSE – Lohnstrukturerhebung 2002/2004/2006: Diese wurde auf mögliche 
revisionsbedingte Veränderungen beim Brutto- bzw. Nettolohn ausgewertet. 
Im Fokus stand hier die Frage, wer die zusätzlichen BVG-Beiträge bei den neu 
Versicherten trägt – der/die Versicherte oder der/die Arbeitgebende. 
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deren Arbeitgebende müssen zusätz­
liche Sozialabgaben in Form von 
BVG­Beiträgen für die Risiken Alter, 
Invalidität und Tod bezahlen. Die 
Auswertung der Lohnstrukturerhe­
bung (LSE) lässt vermuten, dass die 
zusätzliche BVG­Beitragslast tatsäch­
lich sowohl von Arbeitgebenden als 
auch von Arbeitnehmenden getragen 
wird. Vermutlich sinkt der Nettolohn 
in etwa um das Ausmass des von den 
Arbeitnehmenden finanzierten BVG­
Anteils. Inwieweit dies auch länger­
fristig gilt, kann heute noch nicht 
beurteilt werden. 

Fazit: Gemäss Modellschätzungen 
verbessert die Senkung der Eintritts­
schwelle das Altersvorsorgeniveau für 
die Betroffenen kaum. Einzig kombi­
niert mit der Senkung des Koordina­
tionsabzugs hat diese Massnahme 
einen massgeblichen Einfluss auf das 
spätere Altersvorsorgeniveau der neu 
BVG­Versicherten – mit Ausnahme 
der Ärmsten. Was die Altersvorsorge 
betrifft, werden die Ärmsten der neu 
BVG­Versicherten in Bezug auf die 
gesamte Lebenseinkommenssituation 
durch die Senkung der Eintritts­
schwelle sogar schlechter gestellt. Die 
Hauptwirkung der Senkung der Ein­

trittsschwelle auf die soziale Vorsorge 
ist der zusätzliche Versicherungs­
schutz für die Risiken Tod und Inva­
lidität für Arbeitnehmende und Ar­
beitslose mit Einkommen zwischen 
neuer und alter Eintrittsschwelle.

Anstösse für Verbesserungs­
möglichkeiten 

Aufgrund der kritischen Würdigung 
der Auswirkung der Senkung der Ein­
trittsschwelle in Bezug auf die Alters­
vorsorge – gerade für die ärmeren der 
neu BVG­Versicherten – könnten wir 
uns folgende Stossrichtungen für eine 
Verbesserung des Systems vorstellen: 
•	 Altersvorsorge: Eintrittsschwelle 

wieder mit dem Koordinationsab­
zug gleichsetzen ­> Rückkehr zum 
System vor der Revision – aller­
dings bei dem heute gültigen tiefe­
ren Koordinationsabzug, der sich 
besonders positiv auf die Altersvor­
sorge der Versicherten mit kleinen 
und mittleren Einkommen aus­
wirkt. 

•	 Todes­ und Invaliditätsfall: Ähnlich 
wie bei den Arbeitslosen könnte 
eine unter dem Koordinationsab­

zug liegende Eintrittsschwelle den 
Teilzeit­ oder TieflohnbezügerIn­
nen, bzw. deren Familienangehöri­
gen, einen obligatorischen Versi­
cherungsschutz für den Todes­ und 
Invaliditätsfall bieten. Dies würde 
bedeuten, dass im Bereich zwischen 
Eintrittsschwelle und Koordinati­
onsabzug nur die Risiken Tod und 
Invalidität versichert und erst für 
Einkommen über dem Koordinati­
onsabzug Beiträge für die Alters­
vorsorge entrichtet würden. Ob 
diese – aus Sicht der Autoren – so­
zialpolitische Systemverbesserung 
sinnvoll ist, müsste aber unter Be­
achtung weiterer Kriterien (Voll­
zugsaufwand, Auswirkungen auf 
Ergänzungsleistungen, usw.) näher 
abgeklärt werden.

Kathrin Bertschy, lic. rer. pol., Consultant 
Ecoplan. 
E-Mail: bertschy@ecoplan.ch

André Müller, Dipl. Ing. ETH, lic. rer. pol., 
Partner Ecoplan. 
E-Mail: mueller@ecoplan.ch

Vorsorge BVG
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Herabsetzung der Eintrittsschwelle – Auswir-
kungen auf Arbeitgebende und Arbeitnehmende

Die Herabsetzung der Eintrittsschwelle im Rahmen der 1. BVG­Revision 
ist positiv zu würdigen. Erstens konnten neu zusätzliche Arbeitnehmen­
de mit tiefen Einkommen in die 2. Säule aufgenommen werden. Zwei­
tens hat die Massnahme kaum zu unerwünschten Nebenwirkungen 
geführt. Arbeitnehmende und Arbeitgebende stehen der Herabsetzung 
der Eintrittsschwelle grösstenteils positiv gegenüber. Verbesserungs­
potenzial besteht vor allem durch eine verstärkte Sensibilisierung von 
Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden. 

Ziel und Fragestellung

Ziel der Studie war die Untersu­
chung der erwünschten Wirkungen 
und der unerwünschten Nebenwir­
kungen der Herabsetzung der Ein­
trittsschwelle im Rahmen der 1. BVG­
Revision bei Arbeitgebenden und 
Arbeitnehmenden. Ein besonderes 
Augenmerk richtete sich dabei auf die 
Situation der Kulturschaffenden. Es 
stellten sich folgende Fragen:

•	 Wie waren die Arbeitgebenden und 
die Arbeitnehmenden bezüglich der 
Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
sensibilisiert bzw. informiert?

•	 Welche Konsequenzen hatte die 
Herabsetzung der Eintrittsschwel­
le für die Arbeitgebenden und Ar­
beitnehmenden? 

•	 Wie verhalten sich Arbeitnehmen­
de, deren Einkommen nach der 
Herabsetzung der Schwelle knapp 
über und knapp unter der Eintritts­
schwelle liegt? Wie verhalten sich 
die Arbeitgebenden nach der Her­
absetzung der Eintrittsschwelle 
gegenüber denjenigen Arbeitneh­
menden, deren Löhne sich im 
Grenzbereich der Eintrittsschwelle 
zur 2. Säule bewegen?

•	 Nehmen Arbeitnehmende, die sich 
neu freiwillig versichern könnten, 
diese Möglichkeit wahr? Wie ver­
halten sich die Arbeitgebenden, 
wenn Arbeitnehmende sich freiwil­
lig versichern möchten?

•	 Wie beurteilen die Arbeitnehmen­
den und die Arbeitgebenden die 
Herabsetzung der Eintrittsschwel­
le und die 2. Säule im Allgemeinen?

Methodik

Die Fragen wurden anhand von 
standardisierten web­basierten Er­
hebungen bei Arbeitgebenden und 
Arbeitnehmenden untersucht. Zur 
Vorbereitung der Erhebungen wur­
den strukturierte Gespräche mit aus­
gewählten Arbeitsmarktakteuren 
durchgeführt.

Bei der Erhebung bei Arbeitgeben­
den fokussierte die Studie auf die drei 
Branchen Gastronomie, Reinigung 
und Kultur, weil diese gemäss den 
explorativen Interviews besonders 
von der Herabsetzung der Eintritts­
schwelle betroffen waren. Diese drei 
Branchen repräsentieren 4 Prozent 
aller Unternehmen in der Schweiz 
und beschäftigen einen überdurch­
schnittlichen Anteil Arbeitnehmen­
der mit kleinen Einkommen und 
teilzeitbeschäftigter Personen. Insge­
samt konnten 855 Unternehmen be­
fragt werden.

Bei den Arbeitnehmenden wurden 
insgesamt 678 Arbeitnehmende im 
erwerbsfähigen Alter mit einem Brut­
to­Jahreseinkommen zwischen 10 000 
und 30 000 Franken befragt.1 Diese 
machen gemäss der Lohnstruktur­
erhebung des BFS (2008) rund 8 Pro­
zent aller Arbeitnehmenden in der 
Schweiz aus. Weil die Frage der Bes­
serstellung der Kulturschaffenden in 
der beruflichen Vorsorge von beson­
derem Interesse ist,2 wurden die Aus­

vorsorge

1 Die Befragten stammen aus einem repräsen-
tativen Internet-Panel des LINK-Instituts. In 
dem Panel können Personen gezielt eingeladen 
werden, die die gewünschten Kriterien erfüllen. 
Die Befragung wurde durch Link durchgeführt.

2 Siehe z.B. Botschaft des Bundesrats über die 
Förderung der Kultur in den Jahren 2012 bis 
2015 (Kulturbotschaft) vom 23.2.2011.
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wirkungen der Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle auf diese Berufs­
gruppe mit einer separaten Befragung 
vertieft untersucht.3 Da nur 100 Kul­
turschaffende der gewünschten Ein­
kommenskategorie geantwortet ha­
ben, sind die entsprechenden Er­
gebnisse jedoch nur beschränkt 
aussagekräftig.

Ergebnisse

Arbeitgebende und Arbeit-
nehmende nur teilweise informiert

Die Arbeitgebenden waren betref­
fend die mit der 1. BVG­Revision 
eingeführten Massnahmen nur teil­
weise sensibilisiert. Die Hälfte der 
befragten Unternehmen war bereits 
im Vorfeld der 1. BVG­Revision über 
die Änderungen informiert und eine 
Minderheit von 18 Prozent der Un­
ternehmen informierte sich erst bei 
Inkrafttreten der Neuerungen. Der 
Informationsstand der Arbeitgeben­
den war generell besser, je grösser das 
Unternehmen und je stärker die Be­
troffenheit war. 

Beinahe 90 Prozent der befragten 
Arbeitnehmenden kannten das Sys­
tem der beruflichen Vorsorge mindes­
tens in groben Zügen. Mit den Details 

der 2. Säule, z.B. zur freiwilligen Ver­
sicherung oder den Leistungen im Fall 
von Invalidität oder Tod, sind die Ar­
beitnehmenden (vgl. Grafik G1) – wie 
übrigens auch die Arbeitgebenden – 
jedoch nicht besonders vertraut. 

Spürbare Konsequenzen der 
Herabsetzung der Eintrittsschwelle

Die Herabsetzung der Eintritts­
schwelle hatte teilweise spürbare 
Konsequenzen für die Arbeitgeben­
den. Durch die Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle wurden in 40 Pro­
zent der befragten Unternehmen aus 
der Gastronomie­, Reinigungs­ und 
Kulturbranche zusätzliche Mitarbei­
tende BVG­pflichtig. Bei gut einem 
Drittel der befragten Unternehmen 
sind in Folge der Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle die Lohnkosten und 
bei 20 Prozent die Verwaltungskosten 
laut eigenen Angaben angestiegen. 
Knapp zwei Drittel der befragten Ar­
beitgebenden, die von einem Anstieg 
der Lohn­ oder Verwaltungskosten 
betroffen waren, beurteilen diese Zu­
satzbelastung als hoch oder eher hoch 
(vgl. Grafik G2). Die Zusatzbelastung 
wurde bei den von einem Anstieg der 
Kosten betroffenen Unternehmen im 
Schnitt jeweils knapp unter 5 Prozent 
der Lohnsumme geschätzt. 

Die Branchen Gastronomie und 
Reinigung waren von der Herabset­
zung der Eintrittsschwelle stärker 
betroffen als die Kulturbranche. 
Hauptgrund dafür ist, dass in der Kul­
turbranche bereits vor der Herabset­
zung der Eintrittsschwelle häufig 
Vorsorgelösungen mit tieferen Ein­
trittsschwellen angeboten wurden, 
d.h. Vorsorgelösungen, welche über 
das gesetzliche (obligatorische) Mi­
nimum hinausgingen.

Für die Arbeitnehmenden mit tie­
fen Einkommen hatte die Herabset­
zung der Eintrittsschwelle gemäss der 
Befragung zum Teil ebenfalls merk­
liche Konsequenzen.4 So wurde durch 
die Herabsetzung der Eintrittsschwel­
le gut ein Drittel der Personen mit 
einem jährlichen Einkommen zwi­
schen 10 000 und 30 000 Franken zu­
sätzlich BVG­pflichtig. Zusätzlich 
konnten sich 3 Prozent dieser Arbeit­
nehmenden freiwillig versichern. 

Unerwünschte Reaktionen selten 
vorgekommen … 

Nur sehr wenige Arbeitnehmende 
haben versucht, eine Versicherung in 
der 2. Säule zu umgehen. Dies geht 
sowohl aus der Befragung der Arbeit­
nehmenden als auch der Arbeitge­
benden hervor. 

Dagegen hat ein kleiner Teil der 
Unternehmen aus den besonders be­
troffenen Branchen gemäss der Be­
fragung auf die Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle mit unerwünschten 
Massnahmen reagiert. Die Reaktio­
nen bestanden primär in einer ande­
ren Aufteilung der Arbeitspensen, 
daneben auch in tieferen Löhnen bei 

Informiertheit der Arbeitnehmenden über die 2. Säule G1
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44% 

43% 

95% 
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weiss nicht

 Anderes

Leistungen für meine Angehörigen
im Fall meines Todes

Leistungen im Fall einer Invalidität

Leistungen nach der Pensionierung
(zusätzliches Einkommen) 

Antworten auf die Frage: Welche Risiken und Leistungen deckt die 2. Säule. (Nur Personen, die angaben, sich gut 
oder in groben Zügen mit System der 2. Säule auszukennen.) 

Quelle: INFRAS

Vorsorge BVG

3 Den Kulturschaffenden wurden beinahe die-
selben Fragen gestellt wie den Arbeitnehmen-
den aus dem Internet-Panel des LINK-Instituts. 
Die Rekrutierung erfolgte über die Verbände 
der Kulturschaffenden. 

4 Da die Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
bereits 5 Jahre zurück liegt und sich die Ar-
beitnehmenden z.T. nicht daran erinnern kön-
nen, wurden sie in der Befragung vor die hy-
pothetische Situation gestellt, dass die Ein-
trittsschwelle heute herabgesetzt würde. Im 
Folgenden wird daher beschrieben, was pas-
sieren würde, wenn die Eintrittsschwelle heu-
te von einem höheren Niveau auf das heute 
geltende Niveau herabgesetzt worden wäre.



Soziale Sicherheit CHSS 4/2011  221

Neueinstellungen und in vermehrten 
befristeten Anstellungen unter drei 
Monaten. 

Die Arbeitgebenden haben ihre 
Mehrkosten gemäss beiden Untersu­
chungen nur in seltenen Fällen auf die 
Arbeitnehmenden überwälzt. Das 
bedeutet, dass der Bruttolohn der neu 
versicherten Arbeitnehmenden in 
den meisten Fällen gleich blieb.

… dafür aber positive Verhaltens-
änderungen

Eine Mehrheit (68 Prozent) der 
Arbeitnehmenden, die ein Einkom­
men immer noch knapp unter der 
Eintrittsschwelle beziehen, könnte 
sich vorstellen, etwas zu unterneh­
men, um in der 2. Säule versichert zu 
sein. Am besten vorstellen können 
sich diese Arbeitnehmenden, ihr Ar­
beitspensum zu erhöhen (62 Prozent) 
oder sich eine Tätigkeit mit einem 
höheren Lohn zu suchen (29 Prozent). 
Bei der Befragung zum effektiven 
Verhalten der Arbeitnehmenden gibt 
immerhin ein Drittel der 2005 nicht 
Versicherten an, seit Herabsetzung 
der Eintrittsschwelle tatsächlich et­
was unternommen zu haben, um der 

2. Säule angeschlossen zu sein. Leider 
sind die Fallzahlen für eine solide In­
terpretation zu tief.

Positive Reaktionen gab es auch 
auf der Arbeitgeberseite: Ein Teil 

(16 Prozent) der befragten Arbeitge­
benden hat sich im Zuge der Revision 
überlegt, ihren Mitarbeitenden eine 
bessere Vorsorge zu bieten. Als Mög­
lichkeit wurde in Betracht gezogen, 
ihre Mitarbeitenden zur freiwilligen 
Versicherung zu ermuntern oder die 
Löhne und Pensen zu erhöhen, um 
eine Versicherung in der 2. Säule zu 
ermöglichen. 

Freiwillige Versicherung
Arbeitnehmende, die sich durch die 

Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
neu freiwillig versichern konnten (weil 
sie die Eintrittsschwelle neu mit dem 
gesamten Einkommen aus Mehrfach­
beschäftigung erreichen), waren ge­
mäss der Befragung tendenziell dazu 
geneigt, dies auch zu tun. In einem 
solchen Fall müssen Arbeitnehmende 
gemäss der Arbeitgeberbefragung in 
der Hälfte der Unternehmen (zumin­
dest in den Branchen Gastronomie, 
Reinigung und Kultur) mit Wider­
stand bei den Arbeitgebenden rech­
nen. Eine weitere Barriere für die 
freiwillige Versicherung scheint zu 
sein, dass zwei Drittel der Arbeitneh­
menden in Mehrfachbeschäftigung 

Ausmass der zusätzlichen Lohnkosten nach Branchen G2
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Kultur (n=32)

Reinigung (n= 85)

Total (n=269)

Hoch Eher hoch Eher niedrig Niedrig Weiss nicht 

Antworten auf die Frage «Wie beurteilen Sie die zusätzlichen Lohnkosten?», n=269. Befragt wurden nur 
Unternehmen, die angaben, dass die Lohnkosten durch die BVG-Revision angestiegen sind.

Quelle: INFRAS

Beurteilung der Massnahme durch die Arbeitgeber G3
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Kultur (n=167)

Reinigung (n=292)

Total (n=855)

Positiv Eher positiv Neutral Eher negativ Negativ Weiss nicht

Antworten auf die Frage: «Wie beurteilen Sie aus Ihrer Sicht als Arbeitgebender die mit der 1. BVG-Revision neue 
Regelung zur Eintrittsschwelle in die 2. Säule in Bezug auf die Altersvorsorgeleistungen?» (n= 855) 

Quelle: INFRAS

Vorsorge BVG
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sich dieser Möglichkeit nicht bewusst 
sind, obwohl gemäss Arbeitgeberbe­
fragung immerhin 41 Prozent der Ar­
beitgeber ihre betroffenen Mitarbei­
tenden spontan über diese Möglich­
keit informieren. 

Positive Beurteilung der Mass-
nahme durch Arbeitgebende und 
Arbeitnehmende

Die Arbeitgebenden stehen der 
Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
überwiegend positiv bis tendenziell 
neutral gegenüber. Nur 7 Prozent äus­
sern sich negativ oder eher negativ. In 
der Kulturbranche sind die Arbeitge­
benden positiver eingestellt als in den 
Branchen Gastronomie und Reini­
gung (vgl. Grafik G3). Die Unterneh­
mensgrösse spielt hingegen bei der 
Beurteilung keine Rolle. 

Die Beurteilung der Herabsetzung 
der Eintrittsschwelle durch die Ar­
beitnehmenden fällt überwiegend 
positiv aus. Die überwiegende Mehr­
heit der Arbeitnehmenden mit tiefem 
Einkommen möchte in der 2. Säule 

versichert sein, wobei die Einstellung 
leicht negativer ist, je tiefer das Ein­
kommen der Arbeitnehmenden ist 
(vgl. Grafik G4).

Entsprechend der positiven Einstel­
lung zur 2. Säule beurteilen gut zwei 
Drittel der befragten Arbeitnehmen­
den die Herabsetzung der Eintritts­
schwelle als positiv oder eher positiv. 
Die restlichen Befragten sind über­
wiegend neutral eingestellt. Die Mass­
nahme wird von den Arbeitnehmen­
den umso stärker begrüsst, je höher 
ihr Einkommen (im Segment zwi­
schen 10 000 und 30 000 Franken) ist. 

Sowohl bei Arbeitgebenden als 
auch bei Arbeitnehmenden scheinen 
gesellschaftliche Argumente die Be­
urteilung mit zu beeinflussen. Die 
Rücksicht auf die soziale Verantwor­
tung war für die Arbeitgebenden ge­
mäss eigenen Angaben der wichtigste 
Grund, keine Massnahmen zur Ver­
meidung allfälliger Zusatzbelastun­
gen zu ergreifen. Für die positive 
Beurteilung der 2. Säule durch Arbeit-
nehmende spielen ebenfalls Argu­

mente aus gesellschaftlicher Perspek­
tive eine wichtige Rolle (wie z.B. die 
Absicherung für Personen mit klei­
nem Einkommen, die Besserstellung 
von Arbeitnehmenden in atypischen 
Arbeitsverhältnissen oder die Gleich­
behandlung aller Arbeitnehmenden). 
Vereinzelt scheinen auch Überlegun­
gen zum individuellen Nutzen bei der 
Beurteilung der 2. Säule von Bedeu­
tung zu sein (wie z.B. das gute Gefühl, 
abgesichert zu sein, oder eine bessere 
Altersvorsorge). So geben einige be­
fragte Arbeitnehmende auch explizit 
an, bereits durch ihre PartnerInnen 
ausreichend abgesichert zu sein und 
beurteilen daher die Massnahme eher 
neutral. Andere weisen darauf hin, 
dass sich die 2. Säule nicht lohne, weil 
sie bisher zu wenig einbezahlt haben.

Spezialfall Kulturschaffende 
Die Kulturschaffenden haben be­

züglich der Erwerbs­ und Versiche­
rungssituation eine Sonderstellung. 
Sie arbeiten häufiger in atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen. Dem­
entsprechend haben Kulturschaffende 
seltener eine obligatorische und häu­
figer eine freiwillige oder überobliga­
torische berufliche Vorsorgeversiche­
rung. Kulturschaffende sind nicht 
seltener in der 2. Säule versichert, je­
doch häufig aus eigener Initiative he­
raus. 

Aufgrund niedriger Fallzahlen zu 
den Verhaltensänderungen lassen sich 
leider keine validen Aussagen ma­
chen. Die vorhandenen Daten zeich­
nen jedoch tendenziell das gleiche 
Bild wie bei den Arbeitnehmenden 
aus der Arbeitnehmerbefragung: Ver­
meidungsreaktionen kommen kaum 
oder gar nicht vor. Eher bestehen 
Bestrebungen, sich der 2. Säule anzu­
schliessen. Bezüglich der Einstellung 
zur 2. Säule zeigt sich, dass Kultur­
schaffende genauso positiv bis leicht 
positiver zur 2. Säule eingestellt sind 
als die übrigen befragten Arbeitneh­
menden. 

Die Kulturschaffenden wurden zu­
sätzlich nach Verbesserungsbedarf für 
die Regelungen der 2. Säule befragt. 
Beinahe alle an der Erhebung teil­

Einstellung der Arbeitnehmenden zur 2. Säule G4
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Anteil der Befragten 

positiv gegenüber 2.Säule negativ gegenüber 2.Säule 

neutral gegenüber 2.Säule weiss nicht 

Antworten auf die Frage: «Würden Sie sich wünschen, in der 2. Säule versichert zu sein/Schätzen Sie es, in der 
2. Säule versichert zu sein?» Unterschiedliche Fragestellung je nach Versicherungssituation vor/nach Herabsetzung 
der Eintrittsschwelle. (n=669, missing = 8). 

Quelle: INFRAS
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nehmenden Kulturschaffenden sehen 
noch Verbesserungsmöglichkeiten. 
Dabei sprechen sie sich vor allem für 
die Abschaffung der Eintrittsschwel­
le sowie für die obligatorische Versi­
cherung aller befristeten Tätigkeiten 
aus (also für eine Versicherung ab 
dem ersten Franken und ab dem ers­
ten Tag). 

Folgerungen
Aus Sicht der Forschenden ist die 

Herabsetzung der Eintrittsschwelle 
im Rahmen der ersten BVG­Revision 
im Hinblick auf das Ziel des Gesetz­
gebers, die berufliche Vorsorge der 
Arbeitnehmenden mit kleinen Ein­
kommen zu verbessern, insgesamt 
positiv zu würdigen. Wie bereits Eco­
plan (2010) auswies, konnten neu 
zusätzliche Arbeitnehmende mit tie­
fen Einkommen in die 2. Säule aufge­
nommen werden. Die vorliegende 
Studie zeigt zudem, dass diese Mass­
nahme kaum zu unerwünschten Ne­
benwirkungen geführt hat. So ist die 
Aufnahme in die 2. Säule bei der über­
wiegenden Mehrheit der Arbeitneh­
menden erwünscht. Es scheint, dass 
kaum bis keine Ausweichreaktionen 
stattgefunden haben. Die Arbeitneh­

menden tendieren eher dazu, sich der 
2. Säule anzuschliessen. Auf Seiten der 
Arbeitgebenden führte die Herabset­
zung der Eintrittsschwelle zwar zu 
einer zusätzlichen Belastung. Den­
noch wird die Massnahme von den 
Arbeitgebenden eher positiv und nur 
von einer kleinen Minderheit der Un­
ternehmen negativ beurteilt. Die Zu­
satzbelastungen haben bei den Ar­
beitgebenden zwar häufiger als bei 
den Arbeitnehmenden, jedoch insge­
samt selten zu unerwünschten Verhal­
tensänderungen geführt. 

Unter Berücksichtigung der Ziele 
des Gesetzgebers besteht aus Sicht 
der Forschenden Verbesserungspo­
tenzial vor allem hinsichtlich einer 
verstärkten Sensibilisierung bzw. ver­
tieften Information der Arbeitneh­
menden und der Arbeitgebenden: 
•	 Erstens scheinen insbesondere Ar­

beitnehmende mit Einkommen im 
Schwellenbereich die Wirkung der 
Herabsetzung der Eintrittsschwel­
le bezüglich der Altersvorsorge 
positiver zu beurteilen als sie ge­
mäss den Auswertungen von Eco­
plan tatsächlich ist. Auf der anderen 
Seite ist den Arbeitnehmenden 
teilweise gar nicht bewusst, dass sie 

auch in Hinblick auf die Risiken 
Tod und Invalidität in der 2. Säule 
versichert sind. Die Hauptwirkun­
gen der Herabsetzung der Eintritts­
schwelle gemäss Ecoplan (2010) 
werden insofern von den direkt 
Betroffenen unterschätzt. Arbeit­
nehmende sollten dazu vermehrt 
sensibilisiert werden, damit sie ihre 
Vorsorge bewusster planen können.

•	 Zweitens könnte eine vertiefte In­
formation der Arbeitnehmenden 
und der Arbeitgebenden die frei­
willige Versicherung fördern. Ein 
Teil der Arbeitnehmenden scheint 
sich nicht freiwillig zu versichern, 
weil ihnen nicht bewusst ist, dass 
sie diese Möglichkeit haben. Meh­
rere Arbeitgebende informieren 
spontan die Arbeitnehmenden über 
diese Möglichkeit, aber eine Hälfte 
reagiert negativ auf solche Anträge 
von Mitarbeitenden.
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